
 

 
 1 
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Offshore-
Bauwerke 

Die rechtlichen Anforde-
rungen an die Sicherheit 
von im Meer stehenden 
Bauwerken unterscheiden 
sich von denen, die an 
Bauwerke im Onshore-Be-
reich gestellt werden. Al-
lerdings sind die Unter-
schiede nicht immer allen 
Beteiligten auf diesem doch 
noch recht jungen Gebiet 
klar.  

Bei der Recherche nach der 
Rechtsgrundlage für Bau 
und Ausrüstung von Offs-
hore-Bauwerken und den 
auf diesen installierten Ma-
schinen/Anlagen tritt au-
ßerdem zu Tage, dass 
Offshore-Anlagen je nach 
Standort unterschiedlich zu 
behandeln sind. 

Mit dem vorliegenden Auf-
satz wollen die beiden 
Autoren des Artikels die 
sicherheitstechnischen 
Rechtsgrundlagen für 
Offshore-Bauwerke aufzei-
gen. 

Erstveröffentlichung des Arti-
kels: Technische Sicherheit 
Heft Mai 2012, S. 24 

Offshore-Bauwerke auf dem 
Markt bereitstellen 

 

Vor dem Hintergrund der 
von der Bundesregierung 
eingeläuteten Energiewende 
gewinnen alternative Ener-
giegewinnungsformen zu-
nehmend an Bedeutung. 
Insbesondere soll unser 
Strombedarf zukünftig zu 
einem erheblichen Anteil 
durch Offshore-Windparks 
(OWPs) gedeckt werden. Im 
April 2010 wurde Deutsch-
lands erster Offshore-Wind-
park „alpha ventus“ in Be-
trieb genommen. Ende 2011 
waren in Nord- und Ostsee 3 
OWPs in Betrieb, 2 im Bau, 
22 genehmigt und 63 bean-
tragt. In diesem Zusammen-
hang entstehen in der mari-
timen Wirtschaft erhebliche 
Wachstumspotenziale.  

Viele Unternehmen der Ma-
schinen- und Anlagenindust-
rie wollen mit ihren Pro-
dukten, mit denen sie auf 
dem Festland gute Erfahrun-
gen gemacht haben, an der 
Marktentwicklung teilhaben. 

Allerdings sind die rechtli-
chen Anforderungen an die 
Sicherheit der im Meer ste-
henden Bauwerke nicht 
immer allen Beteiligten auf 
diesem doch noch recht jun-
gen Gebiet klar. Schon bei 
der Recherche nach der 
Rechtsgrundlage für Bau 
und Ausrüstung von 
Offshore-Bauwerken und 
den auf diesen installierten 
Maschinen/Anlagen tritt 
schnell zu Tage, dass Ons-
hore- und Offshore-Anlagen 
unterschiedlich zu 
behandeln sind. 

Mit dem vorliegenden Auf-
satz wollen die Autoren1 die 
sicherheitstechnischen 
Rechtsgrundlagen für Offs-
hore-Bauwerke aufzeigen. 

                                                      
1 Dipl.-Ing. Hans-J. Ostermann, 
www.maschinenrichtlinie.de 
Dipl.-Ing. Wolfgang Frank 
Condok GmbH, www.condok.de 
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Offshore-Bauwerke 
Als Offshore-Bauwerke werden Bauwerke be-
zeichnet, die vor der Küste auf offener See 
(offshore) errichtet wurden. Zu den typischen 
Offshore-Bauwerken zählen z. B. Bohrinseln, 
Öl- und Gasförderplattformen, Windenergie-
anlagen, Pipelines oder feststehende Seezei-
chen.  

Offshore-Bauwerke bestehen aus einer Vielzahl 
von Anlagenteilen, die eine funktionale Ge-
samtheit bilden. Die Planung und Umsetzung 
aller Sicherheits- 
und Gesundheits-
schutzanforde-
rungen liegt in der 
Verantwortung 
des jeweiligen 
Herstellers (Werft, 
Ausrüster, 
General-un-
ternehmer), ggf. 
aber auch der 
Eigenhersteller. 

Aufteilung 
des Mee-
resgebietes 
Für die rechtliche 
Bewertung muss 
berücksichtigt 
werden, dass das 
Meeresgebiet vom 
Fest-land aus 
gesehen nach 
internationalem 
Recht aufgeteilt ist 
in eine 12-
Seemeilenzone und den darüber hinausgehen-
den Bereich, die auf 200 Seemeilen begrenzte 
„Ausschließliche Wirtschaftszone“ (AWZ). Die 

12-Seemeilenzone, das sogenannte Küstenmeer, 
gehört dabei zum Hoheitsgebiet des Küsten-
staates und bezogen auf den Europäischen 
Wirtschaftsraum (EWR) damit auch zum EWR. 

Ausschließliche Wirt-
schaftszone 
Das Hoheitsgebiet der Bundesrepublik 
Deutschland - und damit auch der Europäische 
Wirtschaftsraum - endet seewärts an ihrer 12-
Seemeilengrenze, d.h. jenseits des Küstenmeers. 

Hieran schließt 
sich die 
„Ausschließliche 
Wirtschaftszone“ 
(AWZ) der 
Bundesrepublik 
Deutschland an. 
Innerhalb dieser 
AWZ kann die 
Bundesrepublik 
Deutschland nach 
internationalem 
Recht die Er-
richtung von Offs-
hore-Bauwerken 
in eigener 
Hoheitsverantwor
tung genehmigen 
und z. B. auch den 
Arbeitsschutz 
regeln. 

  

REpower Thornton 
Foto: Jan Oelker 
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Seerechtsübereinkommen bis 
Seeanlagenverordnung 
Rechtsgrundlage für die Errichtung von 
Offshore-Bauwerken in der AWZ ist das 
Seerechtsübereinkommen der Vereinten 
Nationen vom 10. Dezember 1982 (SRUe) in 
Verbindung mit dem deutschen 
Seeaufgabengesetz (SeeAufgG). Die auf dem 
SeeAufgG gestützte Seeanlagenverordnung 
(SeeAnlV) gilt gemäß § 1: 

(1) …  für die Errichtung und den Betrieb von Anla-
gen 

1. im Bereich der ausschließlichen Wirtschafts-
zone der Bundesrepublik Deutschland und 

2. auf der Hohen See, sofern der Eigentümer 
Deutscher mit Wohnsitz im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes ist.  

Anlagen im Sinne der SeeAnlV sind: 

(2) … alle festen oder schwimmend befestigten bauli-
chen oder technischen Einrichtungen, einschließ-
lich Bauwerke und künstlicher Inseln, die 

1. der Energieerzeugung aus Wasser, Strömung 
und Wind, 

2. anderen wirtschaftlichen Zwecken oder 

3. meereskundlichen Untersuchungen dienen… 

Allerdings werden überwachungsbedürftige 
Anlagen vom Geltungsbereich der SeeAnlV 
ausgeschlossen: 

(2) … Keine Anlagen im Sinne dieser Verordnung 
sind Schiffe, Schifffahrtszeichen, Anlagen des 
Bergwesens, überwachungsbedürftige Anlagen 
im Sinne des § 2 Nr. 30 des Produktsicherheits-
gesetzes sowie passives Fanggerät der Fischerei. 

§ 2 der SeeAnlV regelt die Genehmigungs-
pflichten für die Errichtung von Offshore-Bau-
werken in der AWZ.  

§ 2 Genehmigung der Anlagen 

(1) Die Errichtung, der Betrieb und die wesentliche 
Änderung der Anlagen oder ihres Betriebs be-

dürfen der Genehmigung durch das Bundesamt 
für Seeschifffahrt und Hydrographie, soweit sie 
nicht nach § 10 von der Genehmigungspflicht 
befreit sind. Die Genehmigungspflicht dient der 
Abwehr von Gefahren für 

1. die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs, 
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2 die Meeresumwelt und 

3. sonstige überwiegende öffentliche Belange. 

Zuständig für die Genehmigung von Offshore-
Bauwerken, die der Genehmigungspflicht nach 
SeeAnlV unterliegen, ist das Bundesamt für 
Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH). 

Die Genehmigung nach § 4 Abs. 2 dieser Ver-
ordnung kann die Einhaltung bestimmter tech-
nischer Standards vorschreiben. Ein Bezug auf 
das nationale Produktsicherheitsgesetz 
(ProdSG) ist, bis auf die Begriffsbestimmung 
für überwachungsbedürftige Anlagen (§ 2 Nr. 
30), in der SeeAnlV jedoch nicht enthalten. 
Demnach finden die europäischen Richtlinien 
zur Produktsicherheit, wie die Maschinenricht-
linie, Druckgeräterichtlinie und ATEX-Richtli-
nie mit ihren nationalen Entsprechungen im 
Produktsicherheitsgesetz und den dazu erlas-
senen Verordnungen keine direkte Anwen-
dung. 

Nach § 5 Abs. 2 der SeeAnlV hat der Antrag-
steller eines Offshore-Bauwerks 

„… der Genehmigungsbehörde auf deren Verlan-
gen zur Beurteilung der technischen Merkmale ei-
ner Anlage und ihres Betriebs Gutachten eines 
oder einer Sachverständigen vorzulegen, dass die 
Anlage den allgemein anerkannten Regeln der 
Technik entspricht“. 

In der SeeAnlV werden die „anerkannten Regeln 
der Technik“ nicht konkretisiert. Eine gute 
Grundlage bieten hier allerdings die Regeln für 
Onshore-Anlagen, ggf. ergänzt um spezielle 
Seestandards. Insofern ist ein Hersteller gut 
beraten, wenn er auch in der AWZ die Vorga-
ben der europäischen Produktvorschriften be-
rücksichtigt.  

Speziell für die Errichtung von Offshore-Wind-
energieanlagen hat das Bundesamt für See-
schifffahrt und Hydrographie (BSH) den Stan-

dard „Konstruktive Ausführung von Offshore-
Windenergieanlagen2“ herausgegeben. 

Kapitel 4.1 „Allgemein“, dieses Standards, das 
am 3.1.2011 fortgeschrieben wurde, enthält zum 
Thema „Standard Konstruktion Errichtung, 
Betrieb, Rückbau“ folgende Aussagen: 

4.1.2 Vorbemerkungen 

Die für die Offshore-Arbeiten eingesetzten Geräte, 
Verfahren oder Materialien haben grundsätzlich 
den deutschen und/oder europäischen Normen, 
Vorschriften u. ä. bezüglich der Sicherheit, Um-
weltverträglichkeit usw. zu entsprechen. 

Dieser Standard, der über § 4 Abs. 2 der See-
AnlV Anwendung findet, verweist indirekt 
auch auf das Produktsicherheitsgesetz und 
damit auch auf die europäischen Vorgaben in 
den Binnenmarktrichtlinien. 

Zu beachten ist ggf. auch das Schiffssicher-
heitsgesetz (SchSG): 

§ 1 Anwendungsbereich und Begriffsbestimmungen 

(1) Dieses Gesetz bestimmt, welche Maßnahmen bei 
der Durchführung der jeweils geltenden interna-
tionalen Regelungen zur Schiffssicherheit und 
zum Umweltschutz auf See (Regelungen) vorzu-
nehmen sind, um die Sicherheit und den Um-
weltschutz auf See sowie den damit unmittelbar 
im Zusammenhang stehenden Arbeitsschutz zu 
gewährleisten. 

Arbeitsschutz 
Anders verhält es sich mit dem Arbeitsschutz. 
Das Arbeitsschutzgesetzes (ArbSchG) gilt ge-
mäß § 1 (1) auch innerhalb der AWZ: 

(1) Dieses Gesetz dient dazu, Sicherheit und 
Gesundheitsschutz der Beschäftigten bei der Ar-
beit durch Maßnahmen des Arbeitsschutzes zu 
sichern und zu verbessern. Es gilt in allen Tätig-

                                                      
2 http://www.industrie-
energieeffizienz.de/page/fileadmin/offshore/documents/Technik/BSH-
Standard-Bauausfuehrung.pdf 
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keitsbereichen und findet im Rahmen der Vor-
gaben des Seerechtsübereinkommens der Ver-
einten Nationen vom 10. Dezember 1982 
(BGBl. 1994 II S. 1799) auch in der aus-
schließlichen Wirtschaftszone Anwendung. 

Damit gilt auch die u.a. auf Basis von § 19 des 
ArbSchG fußende Betriebssicherheitsverord-
nung (BetrSichV) in der AWZ. (Siehe auch § 3 
und 4 der BetrSichV, die sich konkret auf 
Bestimmungen des ArbSchG beziehen.)  

Für die Betreiber von Offshore-Bauwerken be-
steht - wie auch an Land - die Verpflichtung, 
den Beschäftigten nur solche Arbeitsmittel be-
reitzustellen, die geeignet sind, bei bestim-
mungsgemäßer Verwendung, Sicherheit und 
Gesundheitsschutz zu gewährleisten. Beachten 
muss der Arbeitgeber in diesem Zusammen-
hang auch die Bau- und Ausrüstungsanforde-
rungen von § 7 Abs. 1 der BetrSichV. Diese ver-
pflichten ihn, mindestens die Bestimmungen 
des Anhang 1 der BetrSichV einzuhalten. 

Überwachungsbedürftige 
Anlagen 
Ausgenommen von der Anwendung der Be-
trSichV in der AWZ sind allerdings die spezi-
ellen Regelungen für die sog. überwachungs-
bedürftigen Anlagen. Der Abschnitt 3 der Be-
trSichV fußt nämlich auf der Verordnungser-
mächtigung des ProdSG in § 34. Da das ProdSG 
im Bereich der AWZ nicht gilt (s.o.), gelten für 
überwachungsbedürftige Anlagen in der AWZ 
auch nicht die Vorschriften des Abschnitts 3 der 
BetrSichV.3 

Die SeeAnlV erlaubt es gemäß § 4 (4) der Ver-
ordnung den Genehmigungsbehörden, die Ein-
haltung technischer Standards vorzuschreiben. 
Dies erfolgt für überwachungsbedürftige Anla-
gen i.d.R. im Rahmen der Genehmigung durch 
                                                      
3 Das ArbSchG enthält zwar in seinem § 18 ebenfalls eine 
Verordnungsermächtigung zur Festlegung von regelmäßigen Prüfungen 
besonders gefährlicher Betriebsanlagen, allerdings hat der Gesetzgeber 
hiervon augenscheinlich keinen Gebrauch gemacht. Siehe die 
Begründung des Gesetzgebers unter I. 1. zur BetrSichV. 

die Nachweisführung innerhalb der einzelnen 
Betriebsphasen. 

Küstenmeer 
Anders als in der AWZ gilt, wie bereits oben 
ausgeführt, im deutschen Küstenmeer, d.h. bis 
zur 12-Seemeilengrenze, das ProdSG, da dieser 
Bereich zum Hoheitsgebiet der Bundesrepublik 
zählt. Insofern ist das Küstenmeer rechtlich 
gesehen wie jeder andere Standort inner-halb 
des Festlandes zu betrachten. Interessant in 
diesem Zusammenhang ist aber speziell die 
Frage nach der Anwendung von EG-Richtlinien 
für Offshore-Bauwerke im Küstenmeer. Hier 
kommen im Wesentlichen die Maschinenricht-
linie 2006/42/EG, die Druckgeräterichtlinie 
97/23/EG und die ATEX-Richtlinie 94/9/EG in 
Frage. 

Produktsicherheitsgesetz − ProdSG 
Das ProdSG regelt nach seinem § 1 das „Bereit-
stellen von Produkten auf dem Markt“. Insbeson-
dere sind hierüber ein Großteil der europäi-
schen „CE-Richtlinien“ wie z.B. die Maschinen-
richtlinie 2006/42/EG, ATEX-Richtlinie 94/9/EG, 
Niederspannungsrichtlinie 2006/95/EG und die 
Druckgeräterichtlinie 97/23/EG in nationales 
Recht umgesetzt. Zu beachten sind dabei ggf. 
aber auch andere nationale Rechtsvorschriften, 
wie das EMV-Gesetz und das Bauproduktenge-
setz, die für bestimmte Produkte entsprechende 
oder weitergehende Vorschriften vorsehen und 
die ebenfalls europäische Regelungen in natio-
nales Recht umsetzen. Auf diese Vorschriften 
soll hier jedoch nicht weiter eingegangen wer-
den. 

Produkt im Sinne des ProdSG sind nach § 2 
Nr. 22 „Waren, Stoffe oder Zubereitungen, die 
durch einen Fertigungsprozess hergestellt worden 
sind“. Das Gesetz hat damit einen weiten Pro-
duktansatz. Es wird auch als „Auffanggesetz“ 
betitelt, da es nahezu alles regelt, was nicht 
anderweitigen Spezialgesetzen unterliegt. 
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Da das ProdSG im Gegensatz zu den einschlä-
gigen EG-rechtlichen Bestimmungen (s.u.) 
keine besondere Ausnahme in Bezug auf Offs-
hore-Anlagen enthält, fallen auch diese Pro-
dukte grundsätzlich in den Anwendungsbe-
reich des ProdSG. Allerdings muss die Konkur-
renz dieses Gesetzes zu Spezialgesetzen, wie 
ggf. dem Seeaufgabengesetz (SeeAufgG) und 
dem Schiffssicherheitsgesetzes (SchSG) geklärt 
werden. 

Seeaufgabengesetz − SeeAufgG 
Das SeeAufgG beschränkt sich nach seinem § 1 
Nr. 10a hinsichtlich der  

„Prüfung, Zulassung und Überwachung von An-
lagen, einschließlich Bauwerke und künstlicher In-
seln sowie für die Errichtung und den Betrieb er-
forderlicher Nebeneinrichtungen“  

allerdings nur auf die AWZ und nicht auf das 
Küstenmeer. Lediglich greift es nach § 1 Nr. 2 
auf  

„die Abwehr von Gefahren für die Sicherheit und 
Leichtigkeit des Verkehrs sowie die Verhütung von 
der Seeschifffahrt ausgehender Gefahren (Schiff-
fahrtspolizei) und schädlicher 
Umwelteinwirkungen im Sinne des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes auf den 
Seewasserstraßen und den nach § 9 Abs. 1 Nr. 1 
begrenzten Binnenwasserstraßen sowie in den an 
ihnen gelegenen bundeseigenen Häfen“. 

Insofern besteht hier keine Konkurrenz zum 
ProdSG. 

Schiffssicherheitsgesetzes − SchSG 
Das Schiffsicherheitsgesetz schließt in seinem § 
1 Abs. 3 die „Sicherheit“ nach dem ProdSG aus: 

(3) Dieses Gesetz gilt, vorbehaltlich der Bestimmung 
des § 6 Abs. 3, nicht für 

1. … 

6. den Warenverkehr einschließlich der Sicher-
heit nach dem Produktsicherheitsgesetz. 

Die Bestimmungen des einschränkenden § 6 
Abs. 3 haben keinen Einfluss auf die Konkur-
renz zum ProdSG. 

Maschinenrichtlinie 2006/42/EG4 
Gemäß Artikel 1 Abs. 2 sind vom Anwen-
dungsbereich der Richtlinie ausgeschlossen: 

f) Seeschiffe und bewegliche Offshore-Anlagen 
sowie Maschinen, die auf solchen Schiffen 
und/oder in solchen Anlagen installiert sind; 

Was konkret unter einer „beweglichen Offshore-
Anlage“ zu verstehen ist, erläutert der „Guide to 
application of the Machinery Directive 
2006/42/EC5“ in seiner deutschen Übersetzung 
wie folgt: 

Eine mobile [bewegliche6] Offshore-Anlage ist eine 
Offshore-Anlage, die nicht ständig oder längerfris-
tig in einem Ölfeld installiert bleiben soll, sondern 
bestimmt ist von einem Standort zum anderen be-
wegt zu werden, unabhängig davon, ob sie über 
eine Antriebsvorrichtung oder Standbeine für die 
Aufstellung auf dem Meeresboden verfügt.  

Schwimmende Anlagen, die für die Produktion 
verwendet werden, beispielsweise FPSOs (schwim-
mende Produktions-, Lager- und Verladeeinrich-
tungen – die üblicherweise auf Tankerkonstruktio-
nen basieren) und FPPs (schwimmende Produkti-
onsplatt-formen – die auf halbtauchenden Seefahr-
zeugen basieren), sowie die auf diesen Anlagen in-
stallierten Maschinen sind jedoch nicht aus dem 
Anwendungsbereich der Maschinenrichtlinie aus-
genommen.  

Maschinen, die für die Installation auf ortsfesten 
Offshore-Plattformen vorgesehen sind, beispiels-
weise auf Ölförderanlagen, und Maschinen, die 
sowohl auf ortsfesten als auch auf mobilen Offs-
hore-Anlagen eingesetzt werden können, unterlie-
gen ebenfalls der Maschinenrichtlinie. 

                                                      
4 Die Maschinenrichtlinie ist in Deutschland über das ProdSG in 
Verbindung mit der 9. ProdSV, der Maschinenverordnung, 1:1 in 
nationales Recht umgesetzt. 
5 http://www.maschinenrichtlinie.de/fileadmin/dokumente/EU-
Leitfaden_Neue_Maschinenrichtlinie_2006-42-EG_Deutsch.pdf 
6 Anm. des Autors 
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Nach dieser Definition sind Offshore-Anlagen, 
die zwar beweglich sind, aber zur Ausführung 
ihrer eigentlichen Bestimmung ortsfest positio-
niert werden, als ortsfeste Maschinen anzuse-
hen. Somit fallen auch die auf ihnen installier-
ten Maschinen in den Anwendungsbereich der 
Maschinenrichtlinie.  

Offshore-Anlagen, die im Rahmen ihrer be-
stimmungsgemäßen Verwendung bewegt wer-
den, wie beispielsweise Kabelleger, fallen unter 
die Ausschlussbestimmung der europäischen 
Maschinenrichtlinie, spielen für diese Ausar-
beitung allerdings keine Rolle. 

Druckgeräterichtlinie 97/23/EG7 
Gemäß Artikel 1 Absatz 3.14 sind von der 
Druckgeräterichtlinie (DGRL) ausgenommen: 

Schiffe, Raketen, Luftfahrzeuge oder bewegliche 
Offshore-Anlagen, sowie Geräte, die speziell für den 
Einbau in diese oder zu deren Antrieb bestimmt 
sind. 

Somit fallen auch Druckgeräte auf Offshore-
Anlagen, die zwar beweglich sind, aber ortsfest 
betrieben werden, unter die DGRL. Die Inter-
pretation des Begriffes „Offshore-Anlagen“ im 
Rahmen der DGRL - siehe Leitlinie 1/7 - ist na-
hezu wortgleich mit der Interpretation im 
Rahmen der Maschinenrichtlinie. 

Hingegen fallen gemäß Artikel  1 Abs. 3 Nr. 3.1 
nicht in den Anwendungsbereich der DGRL: 

„Fernleitungen aus einem Rohr oder einem Rohrsys-
tem für die Durchleitung von Fluiden oder Stoffen 
zu oder von einer (Offshore- oder Onshore-)Anlage 
ab einschließlich der letzten Absperrvorrichtung im 
Bereich der Anlage, einschließlich aller Nebenaus-
rüstungen, die speziell für diese Leitungen ausgelegt 
sind.“ 

Dieser Ausschluss erstreckt sich hiernach je-
doch nicht auf 

                                                      
7 Die Druckgeräterichtlinie ist in Deutschland über das ProdSG in 
Verbindung mit der 14. ProdSV, der Druckgeräteverordnung, 1:1 in 
nationales Recht umgesetzt. 

„Standarddruckgeräte, wie z. B. Druckgeräte, die 
sich in Druckregelstationen und in Kompressorsta-
tionen finden können.“ 

ATEX-Richtlinie 94/9/EG8 
Gemäß Artikel 1 Abs. 4, fünfter Spiegelstrich 
sind vom Anwendungsbereich der Richtlinie 
ausgenommen: 

„Seeschiffe und bewegliche Offshore-Anlagen sowie 
die Ausrüstungen an Bord dieser Schiffe oder Anla-
gen;“ 

Der Leitfaden zur ATEX-Richtlinie definiert 
„bewegliche Offshore-Anlagen“ zwar nicht, jedoch 
kann der Begriff hier genauso wie nach der 
Maschinenrichtlinie oder der DGRL verwendet 
werden. Somit fallen auch ATEX-Produkte auf 
stationären Offshore-Anlagen unter die ATEX-
Richtlinie. 

Fazit 
Offshore-Anlagen, stationär oder nicht, sind 
Produkte im Sinne des Produktsicherheitsge-
setzes (ProdSG). Neben dem ProdSG sind ggf. 
Spezialgesetze wie das EMV-Gesetz oder für 
Bauteile dieser Anlagen das Bauproduktenge-
setz zu beachten, die ebenfalls europäische Bin-
nenmarktregelungen in nationales Recht um-
setzen. Für die Frage nach der Anwendung des 
ProdSG und der Spezialgesetze für Offshore-
Bauwerke ist allerdings der Standort des Bau-
werks im Meer entscheidend.  

So ist im Gebiet der AWZ das ProdSG mit sei-
nen Verordnungen nicht anwendbar. Sicher-
heitstechnische Bau- und Ausrüstungsanforde-
rungen ergeben sich in der AWZ deshalb aus 
der Seeanlagenverordnung und werden im 
Genehmigungsverfahren konkretisiert. Dazu 
kommen die nationalen Arbeitsschutzbestim-
mungen und hier speziell der BetrSichV. Die 
Bestimmungen der BetrSichV für überwa-

                                                      
8 Die ATEX-Richtlinie ist in Deutschland über das ProdSG in 
Verbindung mit der 11. ProdSV, der Explosionsschutzverord¬nung, 
1:1 in nationales Recht umgesetzt. 



 

 
 10 

 Offshore-Bauwerke auf dem Markt bereitstellen – Ostermann - Frank 

 Autoren  

 

chungsbedürftige Anlagen greifen hier aller-
dings nicht. 

Dagegen ist innerhalb des Küstenmeeres das 
ProdSG auf Offshore-Anlagen anzuwenden. 
Hier ist allerdings zu klären, ob ein Bauwerk 

von den EG-rechtlichen oder nur von den rein 
nationalen Bestimmungen erfasst wird. Weiter-
hin ist die Konkurrenz zum nationalen Schiffs-
sicherheitsgesetzes (SchSG) oder spezieller in-
ternationaler Vorschriften des Seerechts zu be-
achten. 
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